
 

  

S 13 KR 219/02

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Rheinland-Pfalz
Sozialgericht Landessozialgericht Rheinland-Pfalz
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 5
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze 1. Die Entscheidung des

Krankenhausarztes, zwischen der
ärztlichen Aufklärung eines Patienten
über eine Linksherzkatheteruntersuchung
mit Einsetzung eines Stents und diesem
Eingriff 24 Stunden zu warten, ist
vertretbar mit der Folge, dass der aus
diesem Grunde erfolgte
Krankenhausaufenthalt notwendig ist und
die Krankenkasse dessen Kosten zu
übernehmen hat.
2. Die Aufklärung über eine solche
Untersuchung hat in der Regel durch den
Arzt zu erfolgen, der den Eingriff
vornimmt.

Normenkette SGB 5 § 109
BGB § 812
BPflV § 2

1. Instanz

Aktenzeichen S 13 KR 219/02
Datum 30.05.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 KR 149/05
Datum 18.05.2006

3. Instanz

Datum -

1. Auf die Berufung der KlÃ¤gerin wird das Urteil des Sozialgerichts Speyer vom
30.5.2005 abgeÃ¤ndert. Die Beklagte wird verurteilt, der KlÃ¤gerin 1.175,07 EUR
nebst 2 % Zinsen Ã¼ber dem Basiszinssatz hieraus seit dem 7.9.2001 zu zahlen. Im
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Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.

2. Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt 1/5, die Beklagte 4/5 der Kosten in beiden RechtszÃ¼gen.

3. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Umstritten ist die VergÃ¼tung einer stationÃ¤ren Krankenhausbehandlung.

Der bei der Beklagten krankenversicherte, 1939 geborene K D wurde am 29.1.2001
wegen einer chronisch ischÃ¤mischen Herzkrankheit notfallmÃ¤Ã�ig im
Evangelischen Krankenhaus Z aufgenommen. Am 1.2.2001 wurde er mit den
Diagnosen "Vorhofflattern und Vorhofflimmern" zur DurchfÃ¼hrung einer
Linksherzkatheteruntersuchung in das W -Klinikum K verlegt, dessen TrÃ¤gerin die
KlÃ¤gerin ist. Die dortige Aufnahme des Versicherten erfolgte um 17.43 Uhr, die
AufklÃ¤rung Ã¼ber den beabsichtigten Eingriff um 18.45 und die
Herzkatheteruntersuchung am 2.2.2001 um 9.00 Uhr.

Unter dem 5.2.2001 erstattete das Krankenhaus die Aufnahmeanzeige an die
Beklagte, in der die voraussichtliche Behandlungsdauer bis zum 3.2.2001
angegeben wurde. Am 3.2.2001 wurde der Versicherte in das Evangelische
Krankenhaus Z zurÃ¼ckverlegt, wo er bis zum 13.2.2001 stationÃ¤r behandelt
wurde.

Die KlÃ¤gerin machte gegenÃ¼ber der Beklagten mit Rechnung vom 14.2.2001
2.749,62 DM (Basis- und AbteilungspflegesÃ¤tze fÃ¼r zwei Tage; Sonderentgelt
21.01) sowie mit Nachtragsrechnung vom 9.4.2001 ZuschlÃ¤ge in HÃ¶he von 11,50
DM geltend. Die Beklagte zahlte den geforderten Betrag. Sie beauftragte den
Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDK) mit der PrÃ¼fung der
Notwendigkeit und Dauer der stationÃ¤ren Behandlung. In seinem Gutachten vom
5.6.2001 gelangte der Arzt Dr S vom MDK zu dem Ergebnis, es sei nicht erkennbar,
weshalb der Versicherte nicht "am Verlegungstag bei planbarem Eingriff verlegt und
am gleichen Tag zurÃ¼ckverlegt" worden sei; unter diesen Bedingungen hÃ¤tte es
sich um eine "Verbringung" gehandelt. Im Hinblick darauf verlangte die Beklagte
von der KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 11.6.2001 2.749,62 DM zurÃ¼ck. Am
6.9.2001 verrechnete sie den Betrag von 2.761,12 DM mit anderweitigen
ZahlungsansprÃ¼chen der KlÃ¤gerin.

Unter dem 18.9.2001 nahm Chefarzt Dr G vom W -Klinikum Stellung: Bei einem
derartigen Eingriff sei eine 24stÃ¼ndige Bedenkzeit des Versicherten
vorgeschrieben. Postinterventionell sei eine gehÃ¤ufte Kontrolle der Vitalzeichen,
des Druckverbandes und des Radialispulses notwendig, da weitere
HerzrythmusstÃ¶rungen zusÃ¤tzlich zu der Tachyarrhythmia absoluta eintreten
kÃ¶nnten. Dazu Ã¤uÃ�erte sich die Ã�rztin im MDK Dr S unter dem 14.1.2002: Bei
der Herzkatheteruntersuchung habe es sich nicht um eine Notfallsituation, sondern
um einen effektiv planbaren Eingriff gehandelt. Die zuvor erforderliche AufklÃ¤rung
hÃ¤tte im Evangelischen Krankenhaus Z erfolgen kÃ¶nnen. Nach einer
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komplikationslosen Ã�berwachung von sechs Stunden wÃ¤re prinzipiell eine
Verlegung in das ursprÃ¼ngliche Krankenhaus mÃ¶glich gewesen.

Am 6.6.2002 hat die KlÃ¤gerin beim Sozialgericht (SG) Speyer Klage erhoben. Die
Beklagte hat eine Stellungnahme der Ã�rztin im MDK Dr S vom Juni 2003 vorgelegt,
welche nach Einsicht in die Krankenakte ausgefÃ¼hrt hat, die durchgefÃ¼hrte
invasive Koronardiagnostik wÃ¤re im Rahmen der ambulanten vertragsÃ¤rztlichen
TÃ¤tigkeit eines Kardiologen mÃ¶glich gewesen. Die KlÃ¤gerin hat dazu eine
ausfÃ¼hrliche Stellungnahme von Dr G vom Juni 2003 vorgelegt, der ua dargelegt
hat: Die AufklÃ¤rung des Patienten mÃ¼sse durch den Arzt erfolgen, der die fÃ¼r
den jeweiligen Eingriff notwendige Sachkunde besitze. Im Evangelischen
Krankenhaus Z wÃ¼rden keine Herzkatheteruntersuchungen durchgefÃ¼hrt,
sodass eine geeignete AufklÃ¤rung dort nicht habe erfolgen kÃ¶nnen. Eine
VerkÃ¼rzung der 24-Stunden-Frist zwischen der AufklÃ¤rung und dem
diagnostischen Eingriff sei nicht mÃ¶glich gewesen, da kein Notfall vorgelegen
habe. Hinzu komme, dass in solchen FÃ¤llen eine besonders differenzierte
AufklÃ¤rung notwendig sei, weil eine eventuell erforderliche GefÃ¤Ã�dehnung und
Stentimplantation (PTCA) stets in unmittelbarem Anschluss an die diagnostische
Prozedur durchgefÃ¼hrt werde. Die AufklÃ¤rung fÃ¼r die PTCA durch einen nicht
sachkundigen Arzt sei jedoch ausgeschlossen. Der Auffassung, der Versicherte habe
noch am Untersuchungstag zurÃ¼ckverlegt werden kÃ¶nnen, sei im Hinblick auf
mÃ¶gliche Komplikationen nach der Untersuchung zu widersprechen. Die Ã�rztin Dr
S hat in einer weiteren Stellungnahme vom Februar 2004 an ihrer Meinung
festgehalten.

Das SG hat im weiteren Verlauf des Verfahrens ein Gutachten des Facharztes fÃ¼r
innere Medizin und Sozialmedizin Dr H vom Februar 2005 eingeholt. Dieser hat
dargelegt: Die AufklÃ¤rung des Patienten sei normalerweise Aufgabe des
einweisenden Krankenhauses. Im Allgemeinen wÃ¼rden auch die
VerlegungsmodalitÃ¤ten und Zeitpunkte zwischen den einweisenden und
aufnehmenden Ã�rzten abgesprochen. Insoweit sei es verwunderlich, dass der
Patient erst am spÃ¤ten Nachmittag des 1.2.2001 von K nach Z verbracht worden
sei. Die Linksherzkatheteruntersuchung hÃ¤tte einschlieÃ�lich des notwendigen
Hin- und RÃ¼cktransports an einem Tag erfolgen kÃ¶nnen.

Die KlÃ¤gerin hat hierzu eine Stellungnahme von Dr G vom MÃ¤rz 2005 vorgelegt,
welcher der Auffassung des Gutachters widersprochen hat. AuÃ�erdem hat sie
vorgebracht: Die Beklagte habe das in dem zwischen der Krankenhausgesellschaft
Rheinland-Pfalz eV und den LandesverbÃ¤nden der gesetzlichen Krankenkassen
geschlossenen Landesvertrag nach Â§ 112 Abs 2 Nr 2 SGB V (KÃ�V)
vorgeschriebene Verfahren nicht eingehalten, da sie eine Ã�berprÃ¼fung noch im
Krankenhaus versÃ¤umt und keine ErÃ¶rterung mit dem leitenden Krankenhausarzt
oder dessen Stellvertreter durchgefÃ¼hrt habe (Hinweis auf Landessozialgericht
LSG fÃ¼r das Saarland 19.1.2005 â�� L 2 KR 30/02; L 2 KR 29/02).

Durch Urteil vom 30.5.2005 hat das SG die Klage abgewiesen und zur
BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt: Die stationÃ¤re Aufnahme des Versicherten sei im
vorliegenden Fall nicht erforderlich gewesen. Insoweit stÃ¼tze sich die Kammer auf
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das Gutachten des Dr H. Dem Umstand, dass das Evangelische Krankenhaus Z das
Sonderentgelt 21.01 nicht hÃ¤tte abrechnen dÃ¼rfen, komme keine entscheidende
Bedeutung zu. Den von der KlÃ¤gerin zitierten Entscheidungen des LSG fÃ¼r das
Saarland kÃ¶nne nicht gefolgt werden.

Gegen dieses ihr am 16.9.2005 zugestellte Urteil richtet sich die am 22.9.2005 beim
Landessozialgericht Rheinland-Pfalz eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin.

Sie trÃ¤gt vor: Sie halte daran fest, dass die Beklagte das im KÃ�V vorgesehene
Verfahren nicht eingehalten habe. Dies fÃ¼hre dazu, dass sie mit ihren
Einwendungen ausgeschlossen sei (Hinweis auf LSG fÃ¼r das Saarland aaO).
Vorliegend sei eine AufklÃ¤rung des Patienten durch die Ã�rzte des Evangelischen
Krankenhauses Z ausgeschlossen gewesen, da der Eingriff im Risikobereich des W
-Klinikums gelegen habe. Zudem sei eine Nachbeobachtung bis zum folgenden Tag
erforderlich gewesen. Bei dieser Sachlage habe eine vollstationÃ¤re Behandlung
vorgelegen (Hinweis auf SG fÃ¼r das Saarland 19.10.2005 S 23 KR 647/04).

Die KlÃ¤gerin beantragt,
das Urteil des SG Speyer vom 30.5.2005 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, an sie 1.411,74 EUR nebst 2 % Zinsen Ã¼ber dem jeweiligen
Basiszinssatz seit dem 7.9.2001 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf die Verwaltungsakte der Beklagten
sowie die Prozessakte verwiesen, die ihrem wesentlichen Inhalt nach Gegenstand
der mÃ¼ndlichen Verhandlung und Beratung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die nach Â§Â§ 143 f, 151 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG â�� zulÃ¤ssige Berufung ist
teilweise begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat gegen die Beklagte einen Anspruch in
HÃ¶he von 2.298,23 DM = 1.175,07 EUR nebst Zinsen.

Der Anspruch auf die eingeklagte Forderung ist in diesem Umfang gegeben, weil die
Beklagte insoweit zu Unrecht gegen diese mit einem Anspruch auf RÃ¼ckzahlung
der im Zusammenhang mit der Behandlung des Versicherten K D an die KlÃ¤gerin
gezahlten VergÃ¼tung aufgerechnet hat; demgegenÃ¼ber hat die Beklagte in
HÃ¶he des restlichen Betrages wirksam aufgerechnet. Als Rechtsgrundlage fÃ¼r
den RÃ¼ckforderungsanspruch der Beklagten kommt eine analoge Anwendung von 
Â§ 812 des BÃ¼rgerlichen Gesetzbuchs â�� BGB â�� in Betracht (vgl
Bundessozialgericht BSG 17.5.2000 B 3 KR 33/99 R, BSGE 86, 173). Diese setzt
voraus, dass ein Rechtsgrund fÃ¼r die Zahlung der Kosten der stationÃ¤ren
Behandlung des Versicherten K D in der Zeit vom 1. bis 3.2.2001 nicht besteht. Die
KlÃ¤gerin kann jedoch von der Beklagten die verlangten Kosten fÃ¼r diesen
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Krankenhausaufenthalt in HÃ¶he von 2.298,23 DM = 1.175,07 EUR beanspruchen.
Soweit die KlÃ¤gerin im vorliegenden Rechtsstreit einen hÃ¶heren Betrag
eingeklagt hat, ist demgegenÃ¼ber ein Rechtsgrund fÃ¼r die Zahlung von Kosten
der stationÃ¤ren Behandlung nicht gegeben.

Rechtsgrundlage des Anspruchs des Krankenhauses gegen die Krankenkasse auf
Zahlung der Kosten einer stationÃ¤ren Krankenhausbehandlung ist grundsÃ¤tzlich 
Â§ 109 Abs 4 Satz 3 SGB V. Die Zahlungsverpflichtung der gesetzlichen
Krankenkasse entsteht unabhÃ¤ngig von einer Kostenzusage unmittelbar mit
Inanspruchnahme der Leistung durch den Versicherten (BSG, 7.7.2005 â�� B 3 KR
40/05, juris). FÃ¼r die Notwendigkeit der Dauer der Krankenhausbehandlung ist
vorrangig die Beurteilung des behandelnden Krankenhausarztes maÃ�gebend, die
nur durch den Nachweis widerlegt werden kann, dass die Entscheidung des
Krankenhausarztes auch bei einer ex-ante-Betrachtung nicht vertretbar war.

Ohne Erfolg macht die Beklagte geltend, die Linksherzkatheteruntersuchung hÃ¤tte
auch ambulant erfolgen kÃ¶nnen und in diesem Fall hÃ¤tte die KlÃ¤gerin keinen
Anspruch auf Kosten der stationÃ¤ren Heilbehandlung gehabt, da die Kosten der
diagnostischen MaÃ�nahme nach den GrundsÃ¤tzen der sog Verbringung (vgl BSG
21.2.2002 B 3 KR 4/01 R, SozR 3-2500 Â§ 60 Nr 60 = juris Rz 17) gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs
2 Satz 2 Nr 2 Bundespflegesatzverordnung durch die PflegesÃ¤tze des
Evangelischen Krankenhauses Z abgedeckt gewesen wÃ¤ren. Die Beklagte ist der
Auffassung, der Versicherte hÃ¤tte nach AufklÃ¤rung Ã¼ber die
Linksherzkatheteruntersuchung bereits im Evangelischen Krankenhaus Z
frÃ¼hmorgens nach K gefahren und nach der diagnostischen MaÃ�nahme und einer
Beobachtungszeit von hÃ¶chstens sechs Stunden noch am selben Tag nach Z
zurÃ¼ckgebracht werden kÃ¶nnen. Dem folgt der Senat nicht, da der stationÃ¤re
Aufenthalt des Versicherten im W -Klinikum K wegen der
Linksherzkatheteruntersuchung in einem Zeitraum von zwei Tagen vertretbar war.

Eine ordnungsgemÃ¤Ã�e AufklÃ¤rung des Patienten liegt nur vor, wenn der Patient
die Zeit hat, zwischen der AufklÃ¤rung und dem Eingriff das FÃ¼r und Wider des
Eingriffs abzuwÃ¤gen (Bundesgerichtshof â�� BGH â�� 7.4.1992 â�� VI ZR 192/91,
juris Rz 14; BGH 25.3.2003 â�� VI ZR 131/02, NJW 2003, 2012 = juris Rz 18). Der
erforderliche Zeitraum zwischen der AufklÃ¤rung und dem Eingriff lÃ¤sst sich nicht
generell, sondern nur unter BerÃ¼cksichtigung der UmstÃ¤nde des Einzelfalls
bestimmen (BGH 7.4.1992 aaO juris Rz 15; vgl BGH 25.3.2003, aaO). Jedenfalls bei
einfachen Eingriffen sowie bei solchen mit geringeren oder weniger
einschneidenden Risiken kann eine AufklÃ¤rung am Tag vor der MaÃ�nahme noch
rechtzeitig sein, um dem Patienten Gelegenheit zur erforderlichen AbwÃ¤gung von
Nutzen und Risiken zu geben (BGH 14.6.1994 â�� VI ZR 178/93, juris Rz 19; BGH
25.3.2003 aaO Rz 18). Bei normalen ambulanten und diagnostischen Eingriffen
reicht es sogar aus, wenn die AufklÃ¤rung am Tag des Eingriffs erfolgt (BGH
25.3.2003 aaO juris Rz 18). Bei grÃ¶Ã�eren ambulanten Eingriffen mit
betrÃ¤chtlichen Risiken ist jedoch eine AufklÃ¤rung am Tag des Eingriffs nicht mehr
rechtzeitig (BGH aaO juris Rz 19); Entsprechendes muss fÃ¼r diagnostische
Eingriffe gelten. Ob die Linksherzkatheteruntersuchung ein grÃ¶Ã�erer Eingriff in
diesem Sinne war, kann offen bleiben. Es spricht jedenfalls vieles dafÃ¼r, dass die
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Implantation eines Stent, die abhÃ¤ngig von dem Ergebnis der
Linkskatheteruntersuchung im Anschluss an diese geplant war, eine solche darstellt.
Letztlich kann dies jedoch offen bleiben. Denn die Auffassung von Dr G , dass bei
einer solchen Sachlage eine AufklÃ¤rung des Patienten wenigstens 24 Stunden vor
dem Eingriff angezeigt war, ist jedenfalls vertretbar, zumal dies Dr H zufolge
allgemein so gehandhabt wird. Dem Arzt kann nicht abverlangt werden, nur zum
Zwecke einer Kostenersparnis der Krankenkasse das Risiko einzugehen, dass die
AufklÃ¤rung nicht ausreichend ist, zumal die zivilrechtliche Rechtsprechung keine
Abgrenzungsmerkmale gebildet hat, die so klar und eindeutig sind, dass in jedem
Fall voraussehbar ist, ob die AufklÃ¤rung rechtzeitig erfolgt ist.

Der Senat vermag der Auffassung der Beklagten nicht zu folgen, die erforderliche
AufklÃ¤rung des Versicherten hÃ¤tte durch die Ã�rzte des Evangelischen
Krankenhauses Z erfolgen kÃ¶nnen. Eine Linkherzkatheteruntersuchung mag, wie
Dr H dargelegt hat, ein Eingriff sein, der zum Basiswissen eines klinisch tÃ¤tigen
Internisten gehÃ¶rt. Dies Ã¤ndert aber nichts daran, dass die AufklÃ¤rung
grundsÃ¤tzlich durch den Arzt zu erfolgen hat, der sich zur DurchfÃ¼hrung des
Eingriffs bereit erklÃ¤rt hat (Oberlandesgericht â�� OLG â�� Karlsruhe, NJW-RR
1998, 459 = juris Rz 41; Wagner in MÃ¼nchener Kommentar zum BGB, Â§ 823, Rz
722). Ã�bernimmt ein Spezialist die Behandlung des Patienten, insbesondere die
DurchfÃ¼hrung weiterer diagnostischer MaÃ�nahmen, liegt es an ihm, den
Patienten in den Stand zu setzen, eine selbstverantwortete Entscheidung zu treffen
(Wagner aaO). Die AufklÃ¤rungspflicht kann aus GrÃ¼nden der klinischen
Organisation zwar einem anderen Arzt Ã¼bertragen werden. In diesem Fall muss
jedoch der den Eingriff ausfÃ¼hrende Arzt organisatorisch sicherstellen, dass die
ordnungsgemÃ¤Ã�e AufklÃ¤rung durch den beauftragten Arzt gewÃ¤hrleistet ist; im
Einzelfall kann eine stichprobenartige Kontrolle notwendig sein (Sprau in Palandt,
BGB, 64. Auflage, Â§ 823, vgl OLG Karlsruhe, juris aaO). Bei dieser Sachlage
bestehen Zweifel, ob der Arzt berechtigt ist, die AufklÃ¤rung einem Arzt eines
anderen Krankenhauses zu Ã¼bertragen. Denn er ist bei einer AufklÃ¤rung
auÃ�erhalb des eigenen Klinikbereichs zu einer hinreichenden Kontrolle, ob sein
Kollege die AufklÃ¤rungspflicht ausreichend erfÃ¼llt, nicht imstande. Keinesfalls
kann der Arzt jedoch zu einem solchen Handeln, das fÃ¼r ihn zu nicht unerhebliche
Haftungsrisiken fÃ¼hren kann, allein deshalb verpflichtet sein, weil die
Krankenkasse dadurch Kosten einspart. Davon dass die Entscheidung von Dr G , die
AufklÃ¤rung selbst durchzufÃ¼hren, unvertretbar war, kann bei dieser Sachlage
keine Rede sein.

In Anbetracht des hiernach zu akzeptierenden Zeitraums von 24 Stunden zwischen
der AufklÃ¤rung des Patienten im W -Klinikum K und dem Eingriff war die
DurchfÃ¼hrung stationÃ¤rer Behandlung diese setzte den Aufenthalt im
Krankenhaus Ã¼ber mindestens einen Tag und eine Nacht voraus (BSG 4.3.2004 B
3 KR 4/03 R, SozR 4 2500 Â§ 39 Nr 1) notwendig. Zwar wÃ¤re es theoretisch
mÃ¶glich gewesen, den Patienten nach der AufklÃ¤rung wieder in das Evangelische
Krankenhaus Z zurÃ¼ckzutransportieren, um ihn dann kurz vor dem Eingriff erneut
in das W -Klinikum K zu fahren. Die Entscheidung der den Patienten im W -Klinikum
behandelnden Ã�rzte, dies nicht zu tun, war aber jedenfalls vertretbar. Es war dem
an einer coronaren Herzkrankheit leidenden Patienten nicht zumutbar, nur deshalb

                               6 / 9

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NJW-RR%201998,%20459
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NJW-RR%201998,%20459
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%203%20KR%204/03%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%203%20KR%204/03%20R


 

bei weiterhin bestehender KrankenhausbehandlungsbedÃ¼rftigkeit ein weiteres Mal
binnen kÃ¼rzester Zeit von K nach Z und zurÃ¼ck transportiert zu werden, damit
die Krankenkasse Kosten ersparte, die ihr aus abrechnungsrechtlichen GrÃ¼nden
entstanden.

Aus alledem folgt, dass die Beklagte die Kosten fÃ¼r einen zweitÃ¤gigen
stationÃ¤ren Aufenthalt des Versicherten im W -Klinikum K zuzÃ¼glich des
Sonderentgelts 2101 ("Linkskatheteruntersuchung mit Koronarangiographie, ggf mit
Anlage eines temporÃ¤ren Schrittmachers, einschlieÃ�lich der
Kontrastmitteleinbringung und Durchleuchtungen wÃ¤hrend des Eingriffs, ggf auch
mehrfach wÃ¤hrend des stationÃ¤ren Aufenthalts, soweit nicht wÃ¤hrend des
gleichen Eingriffs eine Dilatation durchgefÃ¼hrt wird") zu tragen hat. Da Kosten
fÃ¼r den Entlassungstag nicht anfallen (Â§ 14 Abs 2 BPflV), muss die Beklagte den
Basis- und Abteilungspflegesatz nur fÃ¼r einen Tag Ã¼bernehmen.

Die KlÃ¤gerin hat nicht deshalb darÃ¼ber hinaus einen Anspruch auf Basis- und
AbteilungspflegesÃ¤tze fÃ¼r insgesamt zwei Tage, weil ein Krankenhausaufenthalt
von drei Tagen (1. bis 3.2.2001) vertretbar gewesen wÃ¤re. Denn die
Linksherzkatheteruntersuchung hÃ¤tte in der Weise erfolgen kÃ¶nnen, dass der
Patient am frÃ¼hen Morgen des ersten Tages von Z nach K und am Abend des
darauf folgenden Tages wieder nach Z zurÃ¼ckgebracht worden wÃ¤re. Das W
-Klinikum K war gehalten, im Rahmen der arbeitsteiligen Zusammenarbeit (vgl BSG
21.2.2002 aaO, juris Rz 17) mit dem Evangelischen Krankenhaus Z darauf
hinzuwirken, dass so verfahren wurde. Zwar war nach der
Linksherzkatheteruntersuchung wegen der mÃ¶glichen Komplikationen und im
Hinblick auf die Wundheilung eine gewisse Nachbeobachtungszeit im W -Klinikum K
notwendig. Dr H zufolge war jedoch bei einem wie hier unkompliziertem Verlauf
eine Nachbeobachtungsphase von hÃ¶chstens sechs Stunden erforderlich. Die
gegenteilige Auffassung von Dr G , wonach eine Nachbeobachtung bis zum
nÃ¤chsten Tag gerechtfertigt gewesen sei, weil eine Destabilisierung des Patienten
im Hinblick auf die bei dem Eingriff eingesetzten Kontrastmittel mÃ¶glich gewesen
sei, ist durch das Gutachten von Dr H widerlegt. Diese Beurteilung von Dr G war
nicht vertretbar. In diesem Zusammenhang ist von entscheidender Bedeutung, dass
sie, wie Dr H dargelegt hat, den Standardvorgaben widersprach. Gegen das
Erfordernis einer lÃ¤ngeren Nachbeobachtung im W -Klinikum Kaiserslautern spricht
ferner die Tatsache, dass der Patient nicht nach Hause, sondern in die weitere
stationÃ¤re Behandlung im Evangelischen Krankenhaus Z entlassen wurde.

Die KlÃ¤gerin vermag nicht damit durchzubringen, die Beklagte habe das nach dem
KÃ�V vorgeschriebene Verfahren nicht eingehalten, weshalb diese mit
Einwendungen gegen die Notwendigkeit der weiteren Krankenhausbehandlung
ausgeschlossen sei. Die Beklagte ging ihrer Rechte nicht dadurch verlustig, dass sie
nicht noch im Krankenhaus eine Ã�berprÃ¼fung der weiteren Notwendigkeit der
Krankenhausbehandlung vornahm. Aus dem KÃ�V ergibt sich nicht die Pflicht zur
PrÃ¼fung noch wÃ¤hrend der Krankenhausbehandlung. Zwar heiÃ�t es in den zum
KÃ�V vereinbarten "ErlÃ¤uterungen und Umsetzungshinweisen" zu Â§ 2 Abs 2
KÃ�V: "Findet die Ã�berprÃ¼fung wÃ¤hrend der stationÃ¤ren Behandlung statt, so
soll sie im Krankenhaus nach MaÃ�gabe der AbsÃ¤tze 4 und 5 erfolgen. `Soll`
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bedeutet, dass von einer Ã�berprÃ¼fung im Krankenhaus nur in AusnahmefÃ¤llen
abgesehen werden kann, wenn sachliche GrÃ¼nde dies rechtfertigen â�¦" Hiernach
besteht jedoch eine Pflicht zur Untersuchung im Krankenhaus nicht, wenn der MDK
die Ã�berprÃ¼fung erst nach der Entlassung aus der stationÃ¤ren Behandlung
vornimmt, was in Â§ 2 Abs 2 Satz 2 KÃ�V ausdrÃ¼cklich vorgesehen ist und
vorliegend in Anbetracht der KÃ¼rze des Aufenthalts des Patienten im StÃ¤dtischen
Krankenhaus K auch nicht anders zu bewerkstelligen war.

Unzutreffend macht die KlÃ¤gerin geltend, nach Â§ 2 Abs 6 KÃ�V sei zwingend eine
ErÃ¶rterung mit dem leitenden Arzt oder seinem Stellvertreter erforderlich, wenn
Bedenken gegen die Notwendigkeit oder Dauer der Krankenhausbehandlung
bestehen. Eine Pflicht zur ErÃ¶rterung in einem Fall wie dem vorliegenden, in dem
die Ã�berprÃ¼fung erst nach der Entlassung der Patientin aus der stationÃ¤ren
Behandlung erfolgte, lÃ¤sst sich aus dieser Vorschrift nicht ableiten. Im Ã�brigen
fÃ¼hrt die Weigerung eines Vertragspartners, die vertraglich vorgesehene Form der
Ã�berprÃ¼fung einzuhalten, nur dann zum Verlust der Rechtsposition, wenn sich
der Vertragspartner nicht mehr auf eine Nachholung einstellen muss (BSG
13.12.2001 B 3 KR 11/01 R, SozR 3 2500 Â§ 112 Nr 2). Dies ist vorliegend nicht der
Fall.

Ohne Erfolg stÃ¼tzt sich die KlÃ¤gerin auf die zitierten Urteile des LSG fÃ¼r das
Saarland vom 19.1.2005 (aaO). Diese sind schon deshalb nicht einschlÃ¤gig, weil
sie zu den saarlÃ¤ndischen Rechtsvorschriften ergangen sind. Im vorliegenden Fall
geht es jedoch um den rheinland-pfÃ¤lzischen KBV.

Die KlÃ¤gerin hat auch einen Anspruch auf Zinsen aus dem Betrag von 1.175,07
EUR. Nach Â§ 9 Abs 7 des Vertrags zu Â§ 112 Abs 2 Nr 1 SGB V (KBV) kann das
Krankenhaus bei Ã�berschreitung des Zahlungszieles Verzugszinsen in HÃ¶he von 2
% Ã¼ber dem Basiszinssatz ab FÃ¤lligkeitstag (Â§ 6 Satz 1 KBV) berechnen, ohne
dass es einer Mahnung bedarf. Die Forderungen, gegen welche die Beklagte
aufgerechnet hat, wurden nach Â§ 9 Abs 6 Satz 1 KBV nach Ablauf von 14
Kalendertagen nach Rechnungseingang fÃ¤llig. SÃ¤mtliche Rechnungen der
KlÃ¤gerin, gegen welche die Aufrechnung erklÃ¤rt wurde, gingen im Zeitraum
zwischen dem 5.7.2001 und dem 27.7.2001 bei der Beklagten ein. Bei dieser
Sachlage ist der geltend gemachte Zinsanspruch der KlÃ¤gerin ab dem 7.9.2001,
dem Tag nach der Aufrechnung durch die Beklagte, begrÃ¼ndet, weil bei allen
Rechnungen im Zeitpunkt der AufrechnungserklÃ¤rung die 14-Tage-Frist
Ã¼berschritten war.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 197a SGG.

Die Revision wird nicht zugelassen, weil die Voraussetzungen des Â§ 160 SGG
nicht vorliegen.

Erstellt am: 04.07.2006
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